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Im Verlage von Herm. Gottfr. Effeubart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


N Berlin, vom 26. Oktober. 

Se, Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem bisherigen 
Konſul in Bukareſt, Freiherrn von Sakellario, den Rothen Adler⸗Or⸗ 
den dritter Klaſſe mit der Schleife; ſo wie dem Ober⸗Lehrer an dem ka⸗ 
tholiſchen Gymnaſium zu Groß⸗Glogau, Profeſſor Seidel, den Rothen 

dler⸗Orden vierter Klaſſe zu verleihen. 


Deutſchland. 


Berlin, 24. Oktober. (40ſte Sitzung der Zweiten Kammer.) Prä- 
ſident: Graf v. Schwerin. Am Miniſtertiſche: Graf von Branden- 
burg, Simons, von Manteuffel, von Laden berg, von Rabe und 
General von Radowitz als Regierungs⸗Kommiſſarius. 5 

Die Hof⸗ und Diplomaten⸗Loge, ſowie die Zuhbrer⸗Räume ſind ſtark 
beſetzt. In erſterer befinden ſich u. A. Ihre Königl. Hoheiten der Prinz 
von Preußen und Prinz Friedrich Wilhelm Nikolaus, General von Wran⸗ 
gel und Alexander von Humboldt. { 
Dias Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Mittheilung eines Schreibens des Präſtdenten der Erſten Kammer 
18. den in dieſer gefaßten Beſchluß, betreffend das Geſetz über die Wech⸗ 
ſel⸗Ordnung. i - 

Die Berfäränikung geht ſodann zu dem erſten Gegenſtand der Tages⸗ 
Ordnung über: Weitere Mittheilungen der Staats⸗Regierung als Beant⸗ 
3 der Interpellation des Abgeordneten v. Beckerath über die deut⸗ 

e Frage. ö 
Regierungs⸗ Kommiſſar General v. Radowitz: Meine Herren! In 
der vorläufigen Antwort, welche die Königl. Regierung auf die Interpella⸗ 
tion des geehrten Abgeordneten für Crefeld erkheilte, mußte fie die be⸗ 
ſtimmtere Erklärung bei der damaligen Lage der Verhandlungen einem 
ſpäteren Zeitpunkt vorbehalten. Dieſer if jetzt fo weit eingetreten, daß 
die Regierung mich beauftragt hat, Ihnen über den gegenwärtigen Stand 
der deutſchen Angelegenheit fernere Mittheilung zu machen. Ich werde 
mich hierbei nicht blos auf die Frage des geehrten Abgeordneten beſchrän⸗ 
ken, ſondern mir geſtatten, Ihre Aufmerkſamkeit wiederum für einen kur⸗ 
zen Ueberblick des ganzen Zuſammenhanges der Sache in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Hierdurch werden auch die beſonderen Gegenftähbe jener Interpel⸗ 
lation in Ihrem Urtheil die richtige Stelle finden. 

Als ich zuletzt von dieſem Platze aus zu Ihnen ſprach, meine Herren, 
legte ich Ihnen die Anſichten dar, von welcher die Königliche Regierung 
bei ihren Handlungen für Deutſchland geleitet worden iſt. Auch heute ſind 
dieſe die gleichen geblieben, und laſſen ſich einfach in dem Gedanken zu⸗ 
ſammenfaſſen, daß Deutſchland einer Geſammt⸗Verfaſſung bedarf, welche 
die rechtliche und geſchichtliche Vielheit ſeiner Glieder mit der nothwendi⸗ 
gen Einheit eines nationalen Gemeinweſens in Einklang bringt. Wir 
wollen die Einheit ſichern; in der Regierung durch den Reſchsvorſtand und 
in der Vertretung durch das Volkshaus; wir wollen die Vielheit ſchützen: 
in der Regierung durch das Fürſten⸗Kollegium und in der Vertrekung 
durch das Staakenhaus. Dies war und iſt unfere wohlerwogene Ueberzeu⸗ 
gung von dem, was eine Verfaſſung für Deutſchland leiſten muß, wenn ſie 
dem wahren Bedürfniß genügen ſoll. 

Zur nächſten Zukunft hingewendet, knüpfte ich damals hieran die 
Hane unſerer Hoffnungen und unſerer Vorſäge. Heute, meine 
Herren, ſage ich, unſere Hoffnung, daß alle Theile des großen Va⸗ 
terlandes ſich jetzt Thon in hochherziger Erhebung zu einem und dem⸗ 

ben Willen vereinigen würden, hat ſich geändert, aber unſer Vor⸗ 
Wiel Ziele ohne Wanken zuzuſtreben, iſt unverändert geblieben. 


Die Königl. Regierung hat hierdurch Verdächtigungen und Anfeindun⸗ 
gen 655 Art erfahren; man hat an alle Leidenſchaften appellirt, 155 al⸗ 
ton Degnern Gemeinſchaft gepflogen. Hinderniſſe und Störungen ſind uns 
in vollem Maße entgegen getreten; ſie können Preußen nicht von der 
Gch entbinden, ſeinen Beruf fur Deutſchland zu erfüllen bis an die 
5 LTE hin; und ich wiederhole es, dieſe Grenze wird nicht 

e Erwä i | i iti⸗ 

ſche a RD gungen bezeichnet, ſondern auch durch die politi 
„ner Weg iſt es daher, meine Herren, nicht unſer Ziel, über deſſen 
erg Lc Geſchicke in den letzten Monaten ich Ihnen Rechehſchaft ae 

Sie wiſſen, meine Herren, daß die Königli { üngli 

x gliche Regierung urſprünglich 
5 krachtete, Deutſchland durch freiwillige Uebereinfunft ſeiner Glieder 
e een Bundesſtaat umzuwandeln, uad dieſen Bundesſtaat zugleich in 
Auch dauernde Union mit der öſterreichiſchen Geſammtmonarchie zu bringen. 
15 ee noch halten wir dieſen Weg für den natürlichen und allen Thei⸗ 

lenſichen; aber er hat vor der Hand aufgegeben werden müſſen. Das 
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Karferfiche Kabinet, wie Sie aus früheren Mittheilungen wiſſen, hat die 
Bildung einer Union nicht zugeſtanden, und von den deutſchen Regierungen 
haben Baiern, Würtemberg und Heſſen⸗Homburg den Eintritt in den 
Bundesſtaat abgelehnt. Rh 3 

Die Gründe, welche dieſe Regierungen für ihren Entſchluß anführen, 
werden Sie aus den Aktenſtöcken entnehmen, die ich die Ehre habe, auf 
den Tiſch dieſes hohen Hauſes niederzulegen; ihre Beurtheilung falle le⸗ 


diglich der Nation anheim, derſelben, welcher Preußen angehört, wie jene 


Staaten. 

Die Königliche Regierung iſt durch dieſe beklagenswerthe Thatſache 
auf den zweiten Weg beſchräukt worden: innerhalb des Territorial⸗-Um⸗ 
fanges des völkerrechtlichen Bundes von 1815 einen ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
band für diejenigen Staaten zu bilden, welche hierzu mit uns das Be⸗ 
dürfniß fühlen. N 

Dies, meine Herren, iſt unſer gegenwärtiger Weg. Er ſchreibt 
der preußiſchen Regierung eine doppelte Aufgabe vor: Die Verfaſſung 
des engeren Bundes ſtreng davor zu wahren, daß ſie nichts enthalte, 
was die noch beſtehenden Vertragsrechte des Bundes von 1815 ver⸗ 
letzt, zugleich aber auch eben ſo entſchieden dafür zu ſorgen, daß bei der 


Reorganisation der Verfaſſung dieſes Bundes keine Momente hinzutre⸗ 
ten, welche die Bildung eines engeren Bundesſtaates unmöglich machen 
könnten. 


Hieran, meine Herren, laſſen Sie mich die Antwort knüpfen, welche 
der erſte Theil der Interpellation des verehrten Abgeordneten für Erefeld 
erheiſcht. Der Bund vom Jahre 1815 hat bis zur definitiven Ordnung 
feiner untergegangenen Verfaſſung ein proviſoriſches Organ erhalten. Daß 
ein ſolches jetzt in das Leben tritt, kann für wohlgeſinnte und patriotiſche 
Männer vielfache Beſorgniß, ja den Wunſch hervorrufen: Preußen möchte 
hierzu nicht die Hand geboten haben. Ich begreife beides, aber ich kaun 
die daraus gezogenen Forderungen nicht als richtig anerkennen. Ich bitte 
Sie, meine Herren, von dem ſpeziellen Inhalt des getroffenen Ueberein⸗ 
kommens noch ganz abzuſehen, und ſich zuvörderſt zu vergegenwärtigen, o 
die preußiſche Regierung der Bildung eines ſolchen Interims überhaupt 
zuzuſtimmen hatte oder nicht. Dieſe Frage kann ich nur entſchieden beja- 
ben. Es nöthigte uns dazu das unzweifelhafte Recht, das praktiſche Be⸗ 
dürfniß und das höhere politiſche Gebot. Wir find zwar keinesweges de 
Meinung, die ſich jetzt wieder geltend zu machen ſucht, daß das Jah 
1848 an dem deutſchen Bunde ſpurlos vorübergegangen fei, ſondern wir 
halten dafür, daß genau zu unterſchelden iſt, zwiſchen dem, was feine 
rechtliche Gultigkeit behauptet hat, und demjenigen, was entweder unter⸗ 
gegangen oder einer gänzlichen Umſtaltung bedürftig iſt. (Zuſtimmende Be⸗ 
wegung.) Aber wir fönnen und werden nicht in Abrede ſtellen, daß für 
alle Mitglieder des Staatenbundes die vertragsmäßige Verpflichtung be⸗ 
ſteht, eine Behörde für deſſen gemeinſchaftliche Intereſſen zu beſtellen, 
nachdem eine ſolche allſeitig anerkannte nicht mehr beſteht. . 

Eben fo dringend iſt uns das praktiſche Bedürfuiß entgegengetreten. 
Der Bund von 1815 beſitzt ein beträchtliches Eigenthum in ſeinen Feſtun⸗ 
gen und in den Anfängen ſeiner Kriegsmarine. Schon hierin liegt die 
Nothwendigkeit einer Verwaltung, die zu verfügen und den erforderlichen 
Geldbedarf auszuſchreiben im Stande iſt. Aber auch die höheren politi⸗ 
ſchen Eventualitäten fordern, daß ein Organ beſteht, das befugt iſt, ſolche 
Intereſſen zu wahren, welche dem Bunde vom Jahre 1815 aus den eurb⸗ 
päiſchen Verträgen erwachfen, b 

In dieſem Augenblicke würde es gänzlich an einem Rechtsſubjekte man⸗ 
geln, das dem Auslande gegenüber die übernommenen Pflichten zu erfüllen 
und die zukommenden Rechte in Anſpruch zu nehmen im Stande wäre, 
Wir dürfen die inhaltſchwere Thatſache nicht überſehen, daß der Bund von 
1815 eine internationale Stellung in Europa hat, die weder von ſeinen 
einzelnen Mitgliedern, noch von mehreren in Verbindung ausgeübt werden 
kann. Wenn Sie ſich, meine Herren, einen Augenblick die Möglichkeit 
eines ernſten Konfliktes zwiſchen Europa's Großmächten vergegenwärtigen 
wollen, fo werden Sie die ganze Gefahr der Fortdauer eines ſolchen Ju⸗ 
ſtandes für Deutſchland ermeſſen. 

Aber, meine Herren, die Königliche Regierung iſt auch außerdem von 
dem Wunſche geleitet worden, durch die Einſetzung einer propiſoriſchen 
Centralbehörde eine fruchtbare Verſtändigung mik Oeſterreich anzubahnen. 
Ich darf Sie daran erinnern, daß die Königliche Regierung unverwandt 
die Ueberzeugung feſtgehalten hat, daß unter den Bedingungen für eine 
wahrhafte und glückliche Löſung der deutſchen Verfaſſungs⸗Kriſe ein auf⸗ 
richtiges Uebereinkommen mit Oeſterreich eine der höchſten iſt. Wir find 
uns vollkommen bewußt, daß die Stellung der beiden Regierungen zu 
dem Neubau Deutſchlands eine verſchiedene iſt und welche Pflichten und 
Folgerungen daraus erwachſen; aber wir können nie aufgeben, nach 


allen Kräften dahin zu ſtreben, uns in der Erfenninig deſſen zuſammen 
Er finden, was Deutſchland und dem Kaiſerſtaate das wahrhaft Heil⸗ 
ame ift. La} 2 5 

Wenn daher die Regierung die Vorfrage, ob ein ſolches Interim ein- 
zurichten ſei, bejahen mußte, ſo handelt es ſich nun ferner um e 
der beſonderen Beſtimmungen des getroffenen Uebereinkommens. Wir ha⸗ 


ben allerdings die Pflicht zu erfüllen gehabt, darüber zu wachen, daß nicht 8 f 
ı (Bravo!) 
die neue Behörde eine Hemmung werde für das Zuſtandekommen eines 


geſchehe, was die Einen hofften und die Anderen fürchteten, daß nämlich 


engeren Verbandes. 


der Bundes⸗Verfaſſung mit ſich bringt, dies wollte Preußen eben ſo we⸗ 
nig im Oktober als im April 1849. Wir haben im Kampfe gegen parti⸗ 


kulariſtiſche Selbſtſucht den zweiſchneidigen Beiſtand der Revolution zurück- 
gewieſen. (Allſeitiges Bravo.) Wir haben den Aufruhr auch da nieder⸗ 
geworfen, wo er die Gegner unſeres Einigungswerkes traf oder bald genug | 
getroffen hätte. (Bravo.) Wir wußten vollkommen, wie ſcharf die Waffe] feftzuftellen, wie die Mitglieder zu 
iſt, die wir zerbrachen. Wir wußten, was es hieße, manche Regierungen RS 
zu freien Opfern zu vermögen (Bravo, Bravo!) oder fie bei den einge- | 
gangenen Verpflichtungen zu halten, wenn die nächſte Furcht geſchwunden 
Aber nie ſoll uns der ehrloſe Trugſchluß verlocken: der 
nur die rechtliche Ueberzeugung, 
nur die Macht der Wahrheit ſei Preußens Bundesgenoſſe, nicht die Un⸗ 


war! (Bravo.) 
Feind meines Feindes iſt mein Freund! 


ordnung und die Einſchüchterung. (Allgemeines Bravo.) Je ſicherer und 


eſetzlicher der Zuſtand von Deutſchland iſt, deſto reiner wird das endliche 
gebniß daſtehen, und wenn auch das alte Spiel kurzſichtiger Eiferſucht 


ſich für den Augenblick erneuerte! Gänzlich verſchieden hiervon, meine 


erwachſen könnten. Hierzu würde jedes Vorgreifen in die definitive Ord⸗ 


werden. 


ſchwierigen und zarten Verhältniſſe, welche hierbei in Betracht kommen. 


unabweislichen Bedürfniſſe genügt, und alles weitere freilaſſe, fo ſtelle ich 
doch durchaus nicht in Abrede, daß ſich hieran ein nachtheiliger moraliſcher 
Eindruck knüpfen könnte. Kann es nicht dennoch ſcheinen, als ob das Zu⸗ 


ſtandekommen eines wahren Bundesſtaates hintenangeſetzt oder mindeſtens 


in ungewiſſe Ferne gerückt werde? Was dazu geſchehen kann, um eine 
ſolche Beſorgniß zu heben, das muß und wird geſchehen. 

Die 0 ff fe Regierung hat den mit ihr verbündeten Regierungen 
erklart, daß fie ſich in der Central⸗Commiſſion als Repräſentanten des 
2 betrachtet und bei ihren Handlungen für die gemeinſchaftlichen 
Intereſſen Deutſchlands ſich mit ihren nächſten Bundesgenoſſen in ſtetem 
Einverſtändniß halten werde. Aber auch der Geſammtheit der Nation ge⸗ 
Bene, 5 deutlich dargethan werden, daß Preußen feſt auf feinem Wege 
porjchreitet. 

Diefes führt mich zu der zweiten Frage des geehrten Herrn Abgeord⸗ 
neten von Crefeld. Nachdem nunmehr der Umfang des Bedürfniſſes ſo 
weit klar überſehen werden kann, daß es ſich nur um die definitive Bei⸗ 
tritts⸗Erklärung von Frankfurt a. M. handelt, hat die Königliche Regie⸗ 
rung den Verbündeten ihre Vorſchläge über die ferneren gemeinſchaftlichen 
Schritte vorgelegt. Wir haben darauf angetragen, daß die Wahlen zu dem 
erfien Parlament des deutſchen Bundesſtaates am 15. Januar k. J. überall 
beginnen, und daß dieſes in Erfurt zuſammentrete. Die Modifikationen, 


mitgetheilten Aktenſtücken finden. 
Es betreffen dieſe zuvörderſt mehrere Benennungen. 


desſtaat ſich vereinigt, ſchon den glorreichen Namen des alten Reiches in 


Anwendung zu bringen. Die Zahlen zum Staatenhauſe, die Zufammen- | 
ſetzung des Fürſtenkollegiums müßten modifizirt werden, fo aber, daß 
deren Ergänzung bei ſpäterem Beitritte keine Schwierigkeit findet. Da 


ferner die Vorausſetzung, daß alle Regierungen ſich vereinigen würden, 
noch nicht erfüllt iſt, ſo ſind die Vorbehalte nothwendig geworden, die ſich 
auf das Verhältniß zu dem Bunde von 1815 beziehen. Wir wollen 


nirgends von dem wirklich beſtehenden Rechte weichen, nirgends Veran⸗ 


laſſung oder auch nur Vorwand geben, die Befugniſſe zur Bildung eines 
engeren Bundesſtagtes auch nur mit einem Schein von Wahrheit zu be» 
reiten. 


dificationen nicht gehen; wir haben zu erwarten, ob andere dem Bündniſſe 
angehörige Regierungen auch ihrerſeits mit Anträgen vortreten werden. 


Selbſt abgeſehen von den Vorbehalten, welche Sachſen und Hannover in 
dieſer Beziehung gemacht haben, erkennen wir jeder Regierung die Befug⸗ 


niß zu, auf die jetzt beſtehenden Verhältniſſe geftüßt, ihre Anträge zu ſtel⸗ 
len, wobei jedoch deren Annahme lediglich von der Zuſtimmung der ande⸗ 
zen Mitglieder abhängig bleibt. 

Zwar hat die Königliche hannoverſche Regierung ſich veranlaßt ge⸗ 


Bundesſtaates überhaupt hervorzutreten. 


Kammer ſowohl den gänzlichen Ungrund dieſer Behauptung nachzuweiſen, 
als die Verpflichtungen, welche Hannover dem eingegangenen Bündniſſe 
gegenüber zu erfüllen hat. Keinenfalls aber kann hieraus oder aus der 
mit Sachſen gemeinſchaftlichen Erklärung gegen die Einberufung des Par- 
laments ein Grund erwachſen, von dem großen Schritte abzuſtehen, den 
alle Vaterlandsfreunde mit Recht erwarten. (Bravo! 5 

Meine Herren! Dies iſt der gegenwärtige Stand der deutſchen An⸗ 
gelegenheit. 

Die Regierung erkennt in vollem Maaße alle Schwierigkeiten und 
Sorgen des jetzigen Augenblicks, zugleich aber auch, daß die Linie, welche 
ſie befolgt, die für ſie allein berechtigte und mögliche iſt. Wenn das 
tiefe, wohlbegründete Verlangen der Nation nach der Vereinigung aller 
ihrer Stamme jetzt noch unerfüllt bleiben muß, ſo liegt uns ob, einen 


n dieſe . Nicht angemeſſen 
konnte es erſcheinen, jetzt, wo nur ein Theil der deukſchen Lande zum Bun⸗ 


und wir haben keine, fie iſt durch den b 
In Englaud wurden die grundherrlichen Rechte durch, kein 
; hoben, aber die Magna Charta 
Weiter als bis zur dieſer Grenze dürfen unſere Vorſchläge zu Mo⸗ 


Kern zu bewahren, an den ſich die fetzt fern bleibenden Regierungen 
anzuſchließen vermögen, wenn die Einſicht in das, was ihnen wie 
dem ganzen deutſchen Vaterlande frommt, auch dort durchgedrungen ſein 
wird. Wie viel aber auch gelinge oder nicht gelinge: die preußiſche 
Regierung wird den Beruf, der ihr nicht durch eigene Willkür, nicht 
durch ſeibſtſüchtige Berechnung zu Theil geworden iſt, treulich wahren; 
er gehört zu dem großen Erbe preußiſcher Ehre, das ihr anvertraut iſt! 


Preußen hat dieſen Weg furchtlos betreten, es wird ihn vorwurfsfrei 


enden; ſein Ziel ſei ein freudiges oder ein ſchmerzliches, ein nahes 
Meine Herren! Ich rede hier von poſitiven Hemmungen; aus den . 5 ahes oder 
Gefahren und Verlegenheiten Nutzen zu ziehen, welche die Zertrümmerung 


ein fernes. (Bravo!) 
Die Verſammlung geht zum nächſten Gegenſtand der Tagesordnung, 


zur Fortſetzung der Berathung des Berichts der Commiſſion für Reviſion 


der Verfaſſung, betreffend Tik. 5: „Von den Kammern“ über. 

Abg. von Bismark⸗Schön hau ſen: Ich bedauere, Ihre Auf 
merkſamkeit nach der Rede, die wir fo eben gehört haben, auf einen 
ſo heterogenen Gegenſtand lenken zu müſſen. Es handelt ſich nur darum, 
den legislativen Körpern zu gewinnen 
ſeien, wozu mit dem modernen Worte „Volksvertretung“ noch kein Mate- 
rial gewonnen iſt. 

Wir werden alſo bei Bildung dieſer geſetzgebenden Körper, für die 
wir keine hiſtoriſche Baſis haben, Nützlichkeitsgründen Gehör geben müſ—⸗ 
ſen, Gründen, die eine wahre Garantie für die Dauer einer guten Ver⸗ 
faſſung gewähren. 

Die gebildeten Staaten des Alterthums beweiſen ihren Verfall 


mit dem Verfall ihrer Ariflokratie. Daſſelbe nehmen wir im mittelal⸗ 


terlichen Deutſchland wahr. England ging glücklicher ohne einen Richelien 


N i zu Werke, weil es nach Freiheit ftrebte, während Frankreich nach Gleich⸗ 
Herren, ſind die poſitiven Hinderniſſe, welche aus einem ſolchen Interim 0 1 8 10 


heit. Die engliſche Freiheit wird getragen durch das Bewußtſein einer 


0 ' ſtarken Ariſtokratie, die franzöſiſche Gleichheit nur durch Neid und niedrige 
nung des Verfaſſungswerkes gehören, ſowohl des weiteren, als des engeren 5 
Bundes. Das Eine oder das Andere dürfte in keiner Weiſe zugelaſſen i 


Habſucht. 
Ich beſtreite, daß in Preußen der Adel unpopulair fer, und die ge 


5 I genwärtige Verſammlung liefert Beweis für meine Behauptung. Ich 
Meine Herren! Der Vertrag, wie er aus den Verhandlungen der N 
beiden Regierungen hervorgegangen iſt, nachdem die Grenze der Verſtän⸗ 
digung beiderſeitig erreicht war, wird Ihnen vorgelegt. Ich greife Ihrer 
Beurtheilung nicht vor, aber ich empfehle Ihnen die Berückſichtigung der 


ſpreche aber auch nicht ſowohl von dem Adel, als vielmehr von den gro⸗ 
ßen Grundbeſitzern. 

Der Abg. Beſeler machte dem Adel den Vorwurf, daß er nicht 
für die Entwickelung freier Zuſtände ſich thätig erwieſen habe, um fo 


en um mehr wird er dann die Betheiligung des preußiſchen Adels an der Ver⸗ 
Wenn Sie bei demſelben Schluß anlangen ſollten, den die Regierung ge= | 
zogen, daß nämlich eine ſo beſchaffene Inſtitution nur dem nächſten und 


mehrung der Stärke und des Rühmes unſeres Vaterlandes einräumen müſ⸗ 
fen. (Bravo!) 

Wenn ich nun von den Leiſtungen des Adels dem Vaterlande gegen- 
über ſpreche, fo erinnere ich an die Thaten deſſelben im Kriege, und an 
die Opfer, die er ohne bittere Mienen, vielmehr mit Freuden, in den Jah⸗ 
ren 1810 und 1811 dem Könige und dem Vaterlande gebracht hat. Es 


iſt wahr, der preußiſche Adel hat ſein Jena gehabt, aber der Vereinigte 


Landtag hat gleiches Schickſal mit ihm getheilt. Ich glaube alſo nicht, 


daß die Vorwürfe, die dem Adel hier gemacht ſind, mit ausreichendem 


Grunde gemacht wurden. ad 
Ich kann in einer erblichen Pairskammer nur Lebensfähigfeit für die 


konſtitutionelle Monarchie finden, und daß in Frankreich die erblichen Pairs 


fielen, lag weniger an ihnen, als an Frankreich. N 
Ich erkläre mich für alle diejenigen Amendements, welche ſich für erb. 
liche Mitglieder der Erſten Kammer ausſprechen. (Bravo!) ) 
Präſident: Es handelt ſich in einem der Anträge um Bildung 
erblicher Pairs auf Grund großen Grundbeſitzes; ich kann nicht einſehen, 
wie dieſe Anträge Veranlaſſung zu unbegründeten Angriffen auf den Adel 
haben geben können, mit dem ſie in keiner Verbindung ſtehen, und muß 


mir erlauben, von dergleichen für die Zukunft abzumahnen. 


Abg. Graf Dohrn: Nach den Worten des Präſidenten kann ich 
über das, was vorher auf dieſer Tribüne erwähnt würde, weggehen, obe 


gleich ich die Aeußerung über den Vereinigten Landtag auch auf mich ber 
welche der Verfaſſungsentwurf nothwendig machte, werden Sie in den 


ziehen könnte. ; 

Der Vorredner hat ſich auf den Standpunkt der Praxis geſtellt. Ich 
kann auf dieſem Standpunkt allein nicht verbleiben, ſondern muß auch auf 
Prinzipe zurückgehen. Ich werde das Jahr 1848 nicht verleugnen, denn 
keine große hiſtoriſche Erſcheinung darf überſehen werden. j 

Der Abgeordnete von Küſtrin hat bedauert, daß hier noch Niemand 
das Einkammerſyſtem vertheidigte. Nun, ich könnte bemerken, daß in alter 
Zeit man in Deutſchland vom Zweikammerſyſtem noch nichts wußte, foy- 
deru dieſes erſt eine Erfindung des neunzehnten Jahrhunderts iſt. Man 
will dieſes jetzt, und es handelt ſich nun darum, wie die beiden Kammern 
zu bilden ſeien. N | . 4 

Eine Pairie kann man nicht machen, noch weniger als einen König, 
Abſolutismus vernichtet worden, 
Geſetz aufge 
iſt dennoch daſelbſt für das ganze Volk er⸗ 
rungen worden. ˖ 

Der Herr Miniſter hat angeführt, 
für die Erſte Kammer nach dem bisherigen Modus zu wählen, da die 
Wahlmänger für die Zweite Kammer auch für jene zu wählen hätten. 
Hierin erkenne ich aber kein Uebel, und halte es daher auch nicht für nö⸗ 


daß es ſehr ſchlimm ſein würde, 


thig, daß für jede Wahl ein neues Wahlgeſetz oktroyirt werde. Beſchwer⸗ 
licher iſt der Dienſt freilich unter dem Konſtitutionalismus, als unter dem 
Abſolutismus; wer aber die Freiheit will, 
g die nicht ſcheuen. 

funden, jetzt mit einem Widerſpruche gegen die Bildung eines engeren 
' Die Entgegnung, welche Sie 
in den mitgetheilten Akten⸗Stücken finden, wird genugen, um der hohen 


darf auch einige Beſchwerden 


Mögen Sie die Erſte Kammer bilden wie Sie wollen, um eins bitte 
ich Sie aber: machen Sie, daß wir aus dem Proviſorium herauskommen, 
daß wir eine ganze, nicht aber eine halb revidirte Verfaſſung hinterlaſſen. 
Es find ſchon eine Menge Freiheiten künftigen Geſetzen überliefert wor 
den, überlaſſen Sie nicht auch die Bildung der legislativen Körper einer 
zweifelhaften Zukunft. 5 226,7 

Abg. Graf v. Arnim; Ich glaube, daß es nothwendig iſt, jede 
Kraft im Staate wirkſam fein zu laſſen, und zwar an der Stelle, die ihr 
durch die Natur der Dinge angewieſen wird. Der große Grundbeſiß 
darf aber wohl in dieſer Beziehung vor allen andern Momenten auf eine 
Vertretung Anſpruch machen, und ich werde daher verſuchen, die Gegen! 
gründe zu wiederlegen. 2 15 Lernen 

Wenn ich auf Autoritäten eingebe, fo kann ich nicht von franzöffähet 
reden, da ich es nur mit Inſtitutionen für Preußen zu thun habe. W 
Redner lieſt nun mehrere Stellen aus den Schriften v. Stein e und 25 
v. Humboldt's.) Nennen Sie mir nun, meine Herren, preußiſche, nenn 


RE) 


je mir deutſche Autoritäten, { 
Ging den Fonfitutionelen Monarchie angefehen hätten! See 
| 80 habe aber vielfach die Einwendung, gehört: die erbliche Pairie 
iſt ein Erforderniß für die konſtitutionelle Monarchie, auch für Preußen; 
aber der Augenblick iſt nicht dazu da, die öffentliche Meinung hat ſich zu 
entſchieden dagegen ausgeſprochen. Aber, meine Herren, wir ſchaffen nicht 
für den Augenblick, ſondern für die Zukunft, wir haben nicht dem Augen⸗ 
blicke, ſondern der Zukunft Rechnung zu tragen. (Bravo!) , 
Ich gehe unn zu den einzelnen Einwendungen gegen die erbliche 
N ms für Tilſit hat fie mit der Gleichheit aller Preußen vor 
dem Geſetze im Widerſpruch gefunden, aber wenn das der Fall iſt, ſo 
ſteht der in ſeinem Amendement ausgeſprochene Vorſchlag gewiß eben⸗ 
ſowohl damit in Widerſpruch. (Beifall) ö 
Der Abgeordnete für Mansfeld iſt, wenn ich ihn recht verſtanden 
habe, für die Wahl durch Provinzial⸗ und Kreisvertreter, doch das möchte 
eine Kammer ſein, die eben auf unbekannte Größen gebaut iſt. Derſelbe 
hat ſich ferner dahin ausgeſprochen, daß die Zahl der Mitglieder auf 180 
feſtgeſtellt werde. Es ſcheint mir eine weſentliche, nothwendige Beſtim⸗ 


welche nicht die erbliche Pairie als Haupt⸗ 


mung zu ſein, wie es auch der Abg. für Crefeld anerkannt, daß die Erfte 


r nicht auf die Hälfte der Mitgliederzahl der Zweiten herabgeſetzt 
e rl, ſonſt die Beſchlüſſe jener fortwährend durch die der andern 
paralyſirt würden. HE Ur N 1592 h 

Mehrere Anträge gehen auf Errichtung eines Proviſoriums. Auch ich 
kann es nicht beklagen, wenn dieſe Frage um mehrere Monate hinausge⸗ 
ſchoben würde. Es trifft mich nicht der geäußerte Vorwurf, daß mein 
Antrag die Frage ius Endloſe hinausſchieben wolle. Im Gegentheile bin 
ich dafür, daß wir die Größen, die wir kennen, ſchon jetzt näher bezeichnen, 


die unbekannten Größen aber, die, welche ſich auf die Gemeinde⸗, Kreis- 


und Provinzial⸗Vertretung beziehen, einer proviſoriſchen Beſtimmung unter- 
worfen werden. a a 

Wie nun auch die Würfel fallen mögen, laſſen Sie uns bedenken: 
Es gilt hier alle Kräfte zu gewinnen, um das zu erreichen, was wir Alle 
wollen, daß die Erſte Kammer ſtark ſei. Mögen Sie auf dem Wege be⸗ 
harren, der im vorigen Sommer eingeſchlagen worden iſt, den großen 
Grundbeſitz zu ſchwächen, ihm das Recht zu nehmen, ſich das Zuſammen⸗ 
halten ſeiner Kräfte zu ſichern, mögen Sie ihm die hervorragende Stel⸗ 
lung, welche ihm im Staatsorganismus gebührt, in den Schranken der 
Verfaſſung verſagen, er wird dennoch eine Macht im Staate bleiben. Und 
wenn Sie ihm auch Alles nehmen, worauf er Anſpruch hat, er wird nicht 
dem Lande ſeinen Rücken kehren, er wird uicht den Staub von den Füßen 
ſchütteln, er wird bleiben. Wenn Sie ihm aber das Alles nehmen, dann 
in der That könnte die Geſchichte ſagen: Er hat nicht Unrecht gehabt, ei⸗ 
ner Bewegung feindſelig entgegenzutreten, welche ihm die vorragende Stel⸗ 
lung nahm, die er früher ſtets inne hatte. Doch geben Sie der Geſchichte 
nicht das Recht das zu fagen! (Bravo!) 2 An 

Die allgemeine Diskuſſion wird geſchloſſen und darauf die Debatte 
vertagt. 2 

1 a Schluß der Sitzung halb 4 Uhr. 

— Herr v. d. Pfordten ſagt in ſeiner geſtern angeführten Rede: 
Bayern habe Preußens Hülfe bei dem pfälziſchen Aufſtande nicht verlangt 
und könne auch deshalb keine Entſchaͤdigung für die Koſten der preußiſchen 
Expedition gewähren. Bapern habe Preußen nur erſucht, den Rhein⸗ 
übergang bei Oppenheim zu decken, und habe es aufgefordert, einige 
Bataillone zur Beſetzung der Bundesfeſtung Landau abzuſenden. — Alles 
aber nicht als Hülfsleiſtung für Bayern, fondern als „bundesfreundliche“ 
Hülfe. Unſerm Blicke will dieſer Unterſchied nicht einleuchten. 

Wir ſehen vor uns ein Hülfsgeſuch Baierns an Preußen und 
eine Hülfsleiſtung Preußens an Bayern. Die Modalitäten der Ex⸗ 
pedition und beſonders ihre Ausdehnung hingen von firategifchen 
Gründen ab und mußten naturgemäß der militäriſchen Sachkenntniß 
Preußens anheim gegeben bleiben. Nirgends ſteht aber geſchrieben, daß 
die „bundes freundliche“ Hülfe auf Koſten des Staats geleiſtet werden 
müſſe, welcher um Hülfe angegangen wird. Der baieriſche Herr Miniſter 
ſcheint den Begriff des Freundſchaftsdienſtes im Privatleben etwas zu weit 
auf das politiſche Gebiet hinüberzudeuten. Uebrigens glauben wir, unſere 
Regierung wird unter den obwaltenden Umſtänden keine großen Schwierig⸗ 
keiten des Namens wegen machen, und wir ſind überzeugt, der preußiſchen 
Staatskaſſe wird es materiell völlig gleichbedeutend ſein, ob ſie die ihr zu⸗ 
ſtehende Entſchädigung unter dem Titel eines baieriſchen oder eines „bun⸗ 
des freundlichen“ Erſatzes der von Preußen für Bajerns Intereſſe aufge⸗ 
wendeten Koſten erhält. . P. 


— Die Conſt. Ztg. ſagt: „Die Wiener Zeitungen und Correſpondenzen find 
beute wieder ausgeblieben. Wir halten es für unſere Pflicht, dies jedesmal zu 
erwähnen, und werden unausgeſetzt fortfahren, dieſe Vernachläſſigung des Publi⸗ 
kums durch die Poſtbehörden zu rügen, um daſſelbe aus der Lethargie zu wecken, 
mit welcher es eine ſolche Verletzung ſeiner Intereſſen hinnimmt.“ 

Potsdam, 25. Oktober. Se. Majeſtät der König ſind zur Jagd 
nach Letzlingen und Blankenburg gereift. 

Noſtock, 22. Oktober. Aus ſicherer Quelle erfahren wir, daß der 
Herzog Guſtav, der Prinz Wilhelm und Prinz Georg als Agnaten gegen 
den Rechtsbeſtand der neuen Verfaſſung Proteſt eingelegt haben. 

f a Maord. Corr.) 
München, 22. Oktober. Die Beſorgniß, Würtemberg könne ſich 
doch noch dem engeren Bundesſtaat freiwillig anſchließen und ſo Baiern 
vollends iſolirt werden, wächſt bier in gewiſſen Regionen fortwährend; die 
fanatiſche Wuth gegen Preußen iſt aber ſo groß, daß man lieber eine neue 
demokratiſce Erhebung auch in konſervativen Kreiſen wünſcht, als einen 


Anſchluß an den f Bund t. (Eins 0 
wohl noch el undesſtaat. (Eins oder das Andere wird 


Naſtatt, 19. Oktober. In der geſtri en Standgerichtsſitzung ſtand 
der Dragoner Herr von Sandweier vor den St anke. & 32 gau 
der Meuterei beſchuldigt, da er einer von denen geweſen, welche den 
Dragonern zugerufen: „Säbel ſtecken Iaffen!, Ein ſehr beſchwerender 
Umſtand war ſodann feine lebhafte Betheiligung bei dem gewaltthatigen 
Unfug gegen die Wohnung des Oberſten v. Pierron bei dem Ausbruch des 
hieſigen ilitairaufſtandes. Das Gericht verurtheilte ihn auf 10 Jahre 
a anthaue, Nachmittags wurde Feldwebel Karle vom ehemaligen 
8 fegiment vorgeführt. Er hatte nicht blos höhere Chargen bis zum 
Major angenommen, ſondern ſich auch bei Gefechten betheiligt, und ins⸗ 


beſondere in Ladenburg roher Gewaltthätigkeiten ſich ſchuldig gemacht, in⸗ 
dem er unter Andern einem Polizeidiener, einer Köchin ꝛc. das Gewehr 
auf die Bruft hielt und ſie mit dem Tod bedrohte. Der Angeklagte wurde 
einſtimmig zu zehnjähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt. — Heute Mittag 
iſt wieder einer der Gefangenen entkommen. Eine Anzahl derſelben war 


im Fort B mit Arbeit beſchäftigt, und fo. wußte er ſich unbemerkt zu ent⸗ 


fernen. Bis zum Abend hatte man keine Spur von ihm aufgefunden. 
Er war bereits für die nächſte Woche vor das Standgericht 99 2 50 

Frankfurt, 22. Oktober. Sollte dem k. bateriſchen Miniſterium 
das Gedächtniß für die große Verlegenheit ausgehen, in der es ſich der 


aufſtändiſchen Pfalz gegenüber befand, fo könnte ihm vielleicht der Bevoll⸗ 


mächtigte bei der proviſoriſchen Centralgewalt mit einigen Bemerkungen 
nachhelfen. Herr von Xylander wird ſich nämlich erinnern, daß der Kom⸗ 


mandant von Landau gegen Ende Mai hierher berichtete, die Lage der 


Feſtung ſei der Art, daß fie ſich nur noch wenige Tage gegen die Auf⸗ 
ſtändiſchen zu halten vermöge, weshalb er um ſchleunigſte Hülfe bitte. 
Der Herr Bevollmächtigte wird ſich ferner erinnern, daß weder Baiern 
noch die proviſoriſche Centralgewalt Truppen zur Verfügung hatte, und er 
ſich in dieſer großen Noth an den Vorſtand des Miniſteriums eines klei⸗ 
nen, Frankfurt benachbarten Staates mit der Bitte wandte, der königl. 
baierifhen Regierung mit einem Regiment zur Entſetzung Landaus zu 


Hülfe zu kommen. Er wendete ſich gerade an die Regierung jenes kleinen 


Staates, weil dieſelbe die Reichs⸗Verfaſſung anerkannt habe, die proviſo⸗ 
riſche Regierung in der Pfalz alſo keinen Grund hätte, ſolchen Truppen 
die a zu verſchließen. Einem Augenzeuge iſt die beängftete und fle⸗ 
hentliche Miene noch ſehr wohl im Gedächtniß, womit der baieriſche Be⸗ 
vollmächtigte dieſe Bitte unterſtützte. Er kam erſt dann davon zurück, 
nachdem ihm wiederholt vorgeſtellt worden war, daß die proviſoriſche Re⸗ 
gierung die Truppen trotz der Reichsverfaſſung vorausſichtlich in die Fe⸗ 
ſtung nicht einlaſſen, und es allzu gewagt ſein werde, mit Einem Regi⸗ 
ment ſich den Eingang erzwingen zu wollen. Ich weiß nicht, in welcher 
Weiſe ſich Baiern darauf an Preußen gewendet hat; aber die Annahme, 
daß es die allerdringendſte war, liegt ziemlich nahe. D. R.) 

Hamburg, 22. Oktober. Heinrich von Gagern iſt hier und wird 
ihm zu Ehren von unſern Patrioten, d. h. den Mitgliedern des patriotiſchen 
Vereins, ein Diner à Couvert 4 Thlr. ohne Wein gegeben werden. Gagern 


nahm die Einladung ſchon in Bremen an, welche ihm von Dr. Knauth 


zugeſandt wurde, ohne zu wiſſen, daß dieſelben die extreme droite in 
Hamburg bilden. Dr. Rieſſer, Profeſſor Wurm und Dr. Wolfſon über⸗ 
nahmen es, Gagern von dem Standpunkte in Kenntniß zu ſetzen und 
Gagern hat ſich unangenehm berührt gefühlt, daß ihm von dieſer Seite 
eine Ovation zu Theil wurde, beſonders da dieſe Herren dem Antrage 
Rieſſer's nicht nachkommen wollten, welcher allen politiſchen Farben bei 
dem Feſteſſen Zutritt gewähren wollte. Dr Rieſſer iſt in Folge deſſen 
aus dem Feſteomite geſchieden und die ganze Partei Rieſſer, fo wie die 
Linke werden ſich nicht daran betheiligen. ( “Conſt. 3.) 


Altona, 23. Oktober. Die Dänen find und bleiben unfere, beſten 


Bundesgenoſſen; heute Morgen hieß es allgemein in der Stadt, die Dänen 


wären von Alſen heruͤbergekommen und ein Paar Bataillone in Flensburg 
eingerückt. Dieſe Nachricht beſtätigte ſich zwar nicht, da der in der Nacht 
(heute Morgen 4 Uhr) hier angekommene Courier Niemand anders war, 
wie der Bürgermeiſter Dr. Balemann in Kiel, welcher bis in die Nacht 
hinein mit den Statthaltern gearbeitet hatte, dann eine Extraloeomotive 
genommen hatte, um mit dem erſten Morgenzuge nach Berlin von Hamburg 
aus abgehen zu können. Die Verhandlungen in Berlin werden nun ſehr 
ernſtlich betrieben und doch werden ſie reſultatlos bleiben, da der Friede 
auf keine der gegebenen Baſen abzuſchließen iſt. Dagegen beſtätigte ſich 
aber eine andere Nachricht, nämlich die, daß 2 däniſche Dampfſchiffe 
im Eckernförder Hafen erſchienen ſind, um die Gefion abzu⸗ 
holen, welche ihnen aber verweigert wurde. Ganz Eckernförde kam in 
Bewegung und die Bürgerwehr war bereit die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Siegestrophäe mit ihrem Leibe zu ſchützen. Sollten die Dänen mit Ge⸗ 
walt die Gefion holen wollen, fo würde es einen harten Kampf geben 
und Dänemark könnte leicht feinen Reſt von Kriegsſchiffen opfern müſſen; 
denn der Hafen Eckernfördes iſt durch die jetzt vollendeten Batterien ſehr 
geſchützt. - (C. Z.) 
Deſterreich. 


Wien, 24. Oktober. Haynau iſt nun definitiv zum Civil⸗ und Mi⸗ 
litair⸗Gouverneur in Ungarn ernannt, und die Hinrichtungen in Peſth haben 
wieder ihren Anfang genommen. Heute hier angekommene Briefe aus 
Peſth berichten, daß am 20ſten Morgens abermals drei Hinrichtungen durch 
den Strang ſtattgefunden haben. Fürſt Worwicky, Kommandant einer 
Abtheilung der polniſchen Legion, Giron, peſther Bürger und Komman⸗ 
dant der deutſchen Legion, und endlich Avancbourt, General⸗Adjutant 
Dembinsky's wurden aufgeknüpft. Die Stimmung in Peſth war durch 
dieſe neuen unerwarteten Hinrichtungen außerordentlich düſter geworden. 
Man begann, alle Hoffnungen, daß die Regierung eine verſöhnliche Bahn 
einſchlagen werde, aufzugeben. Die Hinrichtung der bereits ausgeſetzt ge⸗ 
weſenen Perenyi und Stuller hat jedoch noch nicht ſtattgefunden, wie⸗ 
wohl auch noch keine Strafabänderung bekannt gemacht worden iſt. ö 

— Wie es heißt, ſoll nunmehr in Betreff der mit der Pforte wegen 
der Auslieferung der polniſch⸗magyariſchen Inſurgenten eingetretenen Diffe- 
renz ein Entſchluß gefaßt und mit dem hieſigen türkiſchen Geſandten eine 
Konferenz eröffnet werden, nachdem von Petersburg Mittheilungen in die⸗ 
fer Beziehung eingegangen find. 

Aus Konſtantinopel ſchreibt man über dieſen Gegenſtand, daß in den 
Anſichten des dortigen engliſchen und franzöſiſchen Nepräfentanten eine 
Meinungsverſchiedenheit eingetreten zu ſein ſcheint und General Aupick für 
ſich allein auf eine Freilaſſung derjenigen Flüchtlinge angetragen habe, die 
mit franzöſiſchen Päſſen verſehen wären und das franzöſiſche Naturalifa- 


tionsrecht beſäßen. Sir Stratford⸗Canuing dagegen habe Admiral Parcker 


aufgefordert, mit ſeiner Flotte ſich den Dardanellen zu nähern und ſoll die 
Vorhut derſelben bereits bei Tenedos geſehen worden ſein. 


Von der Etſch, 14. Oktober. Seit drei Tagen iſt die Heerſtraße, welche 
aus Italien heraufführend zu Botzen ſich in zwei Züge gegen Nord und Weſt 
ſpaltet, mit Kriegsvolk aller Farben und Waffen bedeckt, das in die Thäler an 
Inn, Lech und Oberrhein eilt zur Heerſchaar des Fürſten Schwarzenberg, die are 
den ſchwäbiſchen Grenzen ſich aufſtellt und ihre letzten Staffeln an den Quellen 
der Etſch im Vintſchgau haben wird. Bis Ende dieſes Monats werden nahe gie 


11,000 Mann theils über Brixen und Innsbruck, theils über Meran in dieſe Stel⸗ 
lungen einrücken. Ein Feldjäger ⸗ Bataillon und eine Kavallerie = Batterie haben 
bereits ihren Weg nordwärts genommen; geſtern und heute marſchirte das un⸗ 
gariſche Regiment Schwarzenberg in zwei Bataillonen durch. Was noch folgt, 
ſoll in 8 Bataillonen Fußvolk, 600 Mann Windiſchgrätz⸗Chevauxlegers und ſechs 
Batterien leichten und ſchweren Geſchützes beſtehen. (A. Z.) 


Frankreich. 


Paris, 21. Oktober. Der Montteur veröffentlicht heute das Dekret, wel⸗ 

ches die Auszahlung des Wittwengeldes für 1849 an die Herzogin von Orleans 
nordnet. 1 

A — Die geſtrige Verhandlung über die Creditive für die römiſche Expedition 
war auch durch das Schweigen des Berichterſtatters Hrn. Thiers bemerkenswerth. 
Er fagte nur von feinem Platze aus nach der Rede des Hrn. Odilon Barrot: 
„Wir ſind mit dem Miniſter einverſtanden.“ Ueber die Abſtimmung ſelbſt erfährt 
man Folgendes: Victor Hugo wird als abweſend im Moniteur aufgeführt. Ge⸗ 
neral Cavaignge und Jerome Napoleon Bonaparte ſtimmten gegen die Credits⸗ 
bewilligung. Die Vertreter Victor Lefrane, Barthelemy, St. Hilaire, Brixio und 
mehrere andere erklären, fie hätten nicht gezögert, für die Creditbewilligung zu 
ſtimmen, da der Miniſterpräſident die Frage ſo geſtellt: „Die, welche die in dem 
Briefe des Präfidenten und in den Depeſchen geſtellten Forderungen billigen, wer⸗ 
den für die Creditive ſtimmen; die, welche fie nicht billigen, ſtimmen dagegen.“ 

— Dem Conſt. zufolge hätte ſich der Papſt folgendermaßen gegen Herrn v. 
Corcelles geäußert: „Ihr Franzoſen ſeid ſtets eilig. Ihr wollt Alles zu ſchnell. 
Wir Römer laſſen uns Zeit, bisweilen viel Zeit, das gebe ich zu, allein das darf 
Euch nicht erſchrecken. Ich will Ihnen indeſſen eine gute Nachricht geben; ich 
habe etwas Angenehmes für Frankreich thun wollen. Unfere Geſetzgebüng bedarf 
der Reviſion, und ich habe geſtern erklärt, daß man den Code Napoleon zum 
Vorbild nehmen müſſe. Wir werden Einiges darin abändern, allein es iſt leicht, 
ſpäterhin die Einzelheiten eines großen Werkes zu verlaſſen.“ 

— Die Debats melden aus Konſtantinopel vom 5. Oktober: Der General 
Bem hat erſt den Islam angenommen, als er wußte, daß der Sultan die Aus⸗ 
lieferung ſchon verweigert hatte, um nicht den Anſchein zu haben, der Furcht ge⸗ 
wichen zu fein. Sein Entſchluß war ſchon gefaßt, als er Ungarn verließ; er de⸗ 
trachtete ſein Vaterland als ſeine erſte Religion und wollte deshalb, da der Sul⸗ 
tan dieſelben Feinde und dieſelben Freunde hätte, als er, deſſen Unterthan werden. 
Er forderte übrigens Niemand dazu auf, ſeinem Beiſpiel zu folgen. Allein die 
Generale Kmelz, Staen und 30 der beſten Offiziere wollten ſich nicht von ihm 
trennen und erklärten ſich ebenfalls für den Islamismus. Koſſuth, ſehr aufge⸗ 
bracht gegen Bem, begab ſich darauf ins Lager und beſchwor feine Landsleltte, 
die Fahne des chriſtlichen Ungarns nicht durch Apoſtaſie zu beflecken. Es entſtand 
ſogar eine ernſtliche Aufregung unter den Truppen, als er zu verſtehen gab, Bem 
und ſeine Genoſſen hätten Drohungen und Verſprechungen der Pforte nachgege⸗ 
ben. Dembinsky iſt nicht Muſelmann geworden, allein er hat laut erklärt, daß 
die Pforte an dem Religionswechſel Bems nicht die geringſte Schuld habe und 
in einem Schreiben an den Großvezir feine Dankbarkeit für ihr edelmüthiges Be⸗ 
nehmen ausgedrückt. — Jedenfalls bleibt die Handlung des General Bem und 
Genoſſen eine, die ſie ſittlich verurtheilt. Wer ohne innere Ueberzeugung eine 
Religion wie eine Maske annimmt und abwirft, hat gar keine und nicht viel Ehr⸗ 
furcht vor einer ſolchen überhaupt. Man dürfte faft hinzuſetzen, er hat auch keine 
Vaterlandsliebe, ſondern nur einen politiſchen Haß, zu deffen Befriedigung ihm 
jedes Mittel recht iſt. Das iſt freilich die Stellung, die ſich die revolutionairen 
Politiker unſerer Tage überhaupt gegeben haben; ſie lieben nicht, ſie feinden nur 
an, und deshalb hat faſt keine ihrer hervortretenden Perſönlichkeiten ſich Achtung 
gewinnen können. N 

Straßburg, 18. Oktober. Einer der Flüchtlinge im Elſaß Namens 
Jacob Bronner, gebürtig aus der baieriſchen Pfalz, welcher in der Ge⸗ 
meinde Niedſelz bei einer Wittwe Aufnahme gefunden, deren Tochter er 
heirathen wollte, hat ſowohl dieſe als deren Mutter auf die gräßlichſte 
Weiſe umgebracht. Der Heirathsplan zerſchlug ſich nämlich, well Bronner 
wegen eines in Weißenburg von ihm begangenen Diebſtahls eingeſperrt 
worden. Nach Erleidung ſeiner Strafe fand er ſich in Niedſelz wieder ein 
und ermordete die beiden Frauenzimmer mit Meffer- und Heugabelſlichen. 
Man hat nicht weniger als 26 Wunden an dem Leichnam der jungen Per⸗ 
fon entdeckt. Die Mutter iſt in einem hoffnungsloſen Zuſtande. Der 
Mörder hat ſich in dem nahen Walde verborgen; es iſt noch nicht gelun⸗ 
gen, ſich ſeiner zu bemächtigen. Schleſ. Z.) 

Bermiſchte Nachrichten. 

Stettin, 24. Oktober. Die bedeutende Zunahme der Schmuggelei 
an der pommerf = mecklenburgiſchen Grenze hat bereits die Aufmerkſam⸗ 
keit der höheren Behörden auf ſich gezogen. Es iſt — wie wir hören — 
zur Sprache gekommen, daß die Verkheilung der Grenzbeamten den jetzigen 
Verkehrsverhaͤltniſſen nicht mehr entſpricht und einer energiſchen und genaue⸗ 
ren Kontrolle des Paſcherweſeus Hinderniſſe entgegenſetzt. Es iſt daher 
von dem Finanz⸗Miniſterium ein Kommiſſarius ernannt, um ſich an Ort 
und Stelle von den Verhältniſſen zu überzeugen. Derſelbe hat vor Kur⸗ 
zem in Begleitung des Provinzial⸗Steuer⸗ Direktors den mecklenburgiſchen 
Grenzzug bereiſt und es ſteht daher die erforderliche Reform des bisheri⸗ 
gen Grenzbewahrungsſyſtems zu erwarten. 

— Im Regierungs⸗Bezirk Stettin beſtehen ? Sparkaſſen, nämlich zu 
Stettin, Swinemünde, Demmin, Greifenberg, Paſewalk, Treptow a. R. 
und Ueckermünde. 
am Schluſſe deg Jahres 1846 455,083 Rthlr, 1847 500,069 Rthlr., und 
1848 489,090 Rihlr. Die Erſchütterungen des Jahres 1848 find hier⸗ 
nach auf den Zuſtand der Sparkaſſen nicht ohne nachtheilige Wirkung ges 
blieben, — Im Monat September ſind eingegangen in Stettin 222 Schiffe, 
in Kolberg 75, in Rügenwalde 29, in Stolpmünde 34, in Summa 
360 Schiffe. Von den ſtettiner Schiffen hatten 38 Kohlen, 60 Heringe 
und 9 Zucker geladen. Von hier aus ſind 21 Kohlenkähne nach Berlin, 
Brandenburg und Potsdam abgegangen. 

— Der von dem greifswalder Magiſtrat an das dortige Gymnaſium 
zum Direktor berufene Profeſſor Hiecke aus Merſeburg iſt von dem Könige 
in dieſer Eigenſchaft beſtätigt worden. (P. P. C.) 

In mehreren Kreiſen des Stettiner Regierungsbezirks wird dar⸗ 
über geklagt, daß die geiſtlichen und Schulabgaben von den Betheiligten 
nur mit Widerſtreben und höchſt ſäumig entrichtet werden. Die Regie⸗ 
rung hat ſich desbalb veranlaßt geſehen, kürzlich eine Cireularverfügung 
an die Kreis- und Lokalbehörden zu erlaſſen, in welcher denſelben die ener- 
giſche Handhabung der desfallſig beſtehenden Geſetze aufs Dringenfte zur 
Pflicht gemacht wird. Namentlich haben die Elementarlehrer durch den 
Ausfall der Schulbeiträge bedeutende Verluſte erlitten, Verluſte, welche 
dieſen Stand bei ſeiner bisherigen kärglichen Beſoldung um ſo ſchwerer 
treffen. Nach einer uns vorliegenden Ueberſicht beziehen nämlich von den 
4034 Landſchullehrern des Stettiner. Regierungsbezirks ein Gehalt bis zu 
30 Thlrn. 134; zwiſchen 60 bis 120 erhalten 4333 zwiſchen 120 bis 180 


Der Geſammt⸗Betrag der Einlagen derſelben betrug 


erhalten 289; zwiſchen 180 bis 240 erhalten 138; zwiſchen 240 big g 
erhalten 31; zwiſchen 300 bis 360 erhalten 7; 8 bis 420 = 
11 8 2 2 ; 175 1 55 is: = 
as Geſammteinkommen der Landſchullehrer beträgt hierna 125,749 
Thlr. und kommt danach im Durchſchnitt auf den Se an Gebel 
von 121 Thlr. Dazu kommt noch daß die Unterſtützungen Seitens des 
Staats in den letzten Jahren auch geringer geweſen ſind als früher. Eg 
wurden nämlich den Elementarlehrern des Stettiner Regierungsbezirks ea 
währt im Jahre 1847: 5500 Thlr.; 1848: 2400 Thlr. und 1849: 240 
Thlr. Dieſen Zuſtänden gegenüber haben die übermüthigen und höhniſchen 
Aeußerungen, mit welchen Hr. v. Gerlach den Lehrerſtand in der ere 
ſten Kammer überſchüttet hat, bei der konſervativen Partei nicht geringen 
Anſtoß erregt. Und das um fo mehr, als derſelbe in unſerem Bezirk mit 
einzelnen in den kleinen Städten vorkommenden Ausnahmen während der 
Erſchütterungen des vergangenen Jahres eine den anarchiſchen Beſtrebun. 
gen feindliche und patriotiſche Haltung bewahrt hat. 
Cöslin. Die zweite Schwurgerichts⸗Sitzung beim hieſigen Gericht 
beginnt am 5. November d. J. und wird etwa 8 Tage dauern. 
Stralſund, 23. Oktober. Geſtern fand hier unter allgemeiner Theilnahme 
des geſammten Gewerbeſtandes die Wahl des Gewerberathes ſtatt. Das Reſul⸗ 
tat iſt wider alles Erwarten ausgefallen, denn ſämmtliche aus dem Handwerker⸗ 
ſtande, aus den Fabrikarbeitern und aus den Arbeitnehmern hervorgegangenen 
ee ke ehören der demokratiſchen Partei an und ihre politiſche Nichkun 
gehört zur Linken. Die konſervative Partei iſt bei den Wahlen in ſo fern nicht 
leer ausgegangen, als die von dem Kaufmannsſtande gewählten Gewerberäthe 
ihr ſämmtlich angehören. 5 (Stralſ. 319.) 


Berliner Börse vom 25 Octbr 
Inländische Fonds, Pfandbrief-, Kommunal-Papiere und 


Geld- Course. ao 
Zins fuss. Brief, | Geid.| Gen. Ziusfüsks | Brief Geld-] Gent. 
Preuss. frw. Anl. 5,1063 1065 Pemm. Ffabr. 34 959 — 
St. Schuld-Beh. 35 88 884 Kur- Mm.do. 34 96 953 
Boch. Präm- Sch. — 1005 — gebles. do 33 95 944 
K. & Nn. Schidv. 35 874 | — ! de. Lt. B. gar, do. 31 — — 
Werl. Stadt-Obl.] 51033 — 25 Fr. Bk. Auth. f eh. — 984 — ö 
Westpr. Präbr. 34 893 89 ai 
Gronh. Posen des] 4| — — | Friedrlehsder, | 1373 | 1871 
doe de. 3 90 — a. alas. — 12 121 
Ontprs Pfandbr. 341 — — Misco t o E ine 
0 i N ri: 
Ausländische Fonds. 
Russ Humbert. 5 — — Fos, ugan Plabr. | 4 — ( — 
do. h. Hope 3 4. 3.5 — — do Part. 500 EI. | — 8114 
do. do, I. Anl. 4 — — de. do. 200 Fl.. — 
do. Stiegl. 24 % l- —-— mb. Neuer- gg] u | | 
do. do. 5 A, | Al | | do. Stänts-Pr. nt. N 
de. v. the. Lt. 51083 — Holl. 2 vo int. ) —-— 
do. Foln. Seht 481 a Nurh. Fr. O. Abth.|__ 35 em ! 
do. do. Cort. LA 5 933 93 Sard. do. 86 Fr. E = — 
dgl. L. B. 200 El. 17 — N. Bad. 4. 25 Fl. — 184 — 
Pol. Pfdbr. a. u. C. 44 — al ö i 
Eisenbahti-Actien, 
EB 8 8 
Stani Aten. g 8 Tages- Cours. Frtorit-Astten > Tages- Cours 
art I 
Berl. Anh. Lit. A.B | A] 4 914 K. Berl-aubnlt 40932 ba. 
do, Hamburg 4— 80} beugt. de, Hamburg. . 44984 6, 
do. Stettiu. Stargard | 41 — 1021 bz. ud. db Potsd.-Magd. . 4927 f 
do. Fotsd.-Mutzdebg. 4 — 64 bz. do. do. 51002 bz 
Magde. Halberstade 4 7 — 80. Stetter -.. | 511044 6. 1058, 
do. Lelpaigerr = 40 Migdiistieipaiger | 44 0 
Halle-Thüringer 42 68 B. Halle Tuüriugern 44 97 B 
Volu- Minden 1944 af bz Voln- Minden 41000 B 
de. Aachen 4.5 491 B Aholn, v. Staat gar. Shin 
Bonn . ...|5 . Er do, 1 Priorität, |, 44 — 
Düseld.-Kiberteld . —67 do. Btamm-Prior. | 4792 
Steele Vohwinkel. 4 ige 85 Düsseld/-ibörfeld , * dgl . 
Niederschl. Mürktseh. 3 — 843 bz ud. Mfoderschl.-Mürlkiseh. 4 937 B. 
do. Zwelghabn Ane ee de- do. 5 102 b 
Obersekles, Lutr. A. 3465 100 T B. do. i Serie.. 500 f G. 
do. ULitr. B. 33 64.4038 6: „ des Zwelgbahn . 43180 & 
Conelißderberg" - n de. do, 589 6. 
Bteelnu- Freiburg. 4. Ohe fsehleslache al l 
Krukau-Oberzehlen . 4 N Donel-Uderberg ea 
Berpisch-Märkinelles 1 28050 uB; Steele. Vohwinkel | 3 1 eu 
Stargard-Posen +» x 33 ar B Bresieu-Freiburg . '. 4 
Brieg- Neisse % ö 25 
Guft tungs- ii Ausl. Mtamırml 
Bogen. HE Aestien; 42 
Berlin-Auhalt Lit. B.. 490 — Broaden-Körlitz al’ — 
Magdeb.- Wittenberg 4 60. — Leipzig-Dresden 44 — 
Aachen-Mastrieht . . 430 — Chemnita-Risa . . A 
Thür. Verbind.-Bahn 420 — Süehsisch- Bayerische 44 — 
| C Klol-Altona 3 
Amel. Amitige,- Amsterdam - Rotterdum, 497 bx. 
kiogen, | HNeskleuburger Allen 
Ladw.-Bezbach 2 Fl.“ — 1 436 B. 
Peathor 26 Fl. b } 


490 -— 

Bried.-Wilh.-Nordb. 4 Pr 2 534 bz. | 

Barometer: und Thermometerſtaud 
bei C. F. Schultz & Comp. 


Morgens Mittags Abende 
ne | Sohle | eu 10 Uhr 
Barometer in Partſer Tinten | 25 | 340,16 339,88" |. 338,90% 
auf 0 reduzirt. 8 ee 64% 
Thermometer nach Röaumur. / 90 . 12, *% . 
Beilage. 
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a = aaf . aclbsekſhen Beböienggüzlen fcb dcs Han || v4; nose geen pee Eh ae Aten g es e. 
dem des ſächſiſchen an. dan n „ wal zu Theil geworden gv ſel das Recht jenes nachträglichen Et 
Anders als in dieſem Sine haben nach dieſseitiger Auffaffung die wandt Ian deen Pre e ace de ee 
KR Sr rm net Bei den ſpateren Auſthlußverhandlungen at auf d ; 
nicht verſtanden mudı Detftehen können.“ Dieſes läßt ſich aus den Hörkie- | ee e , eee er 
dender Ati fers bünbig bemeifen: Nittenau, dad wie buc | Ind Desug genommen und den bautetenden Stantel die Berflipetiing er 
an 1) Sachſen und Hannover mit dieſen Vorbehalten einen anderen Sinn „fie gelte. 1 
und 0 Lic e | Nach den bisherigen Deducti f 
des Bundesſtaaten urch den mt erfolgenden Neitritt ſüddeutſcher aur führungen des Königl. hannoverschen Bevollmächtigten kein zulängli 
ten gehindert werden könnte, hätten fie beabſichtigt, im Falle des Nicht⸗ Gen ehen ade en ee af Seer 
beitritts von Bayern und, Württemberg an den vereinbarten Entwurf nicht unzweifelhaften Beſtemmung des Bündniſſes "gerichteten Yuan detect 
welter gebunden zn feln und ſeve Eintsung über einen andern Wetfäfjunge- || zoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten Folge gegeben werden folk. Die 
plan wieder von ihnen freien ⸗Juſtimmüng abhangig ſein zu laſſen ſo hätte] Pflicht der verbündeten Regierungen zur Beru ug des Reichstages, die 
in der mit ihrer Genehmigung Named ihref den übrigen Staaten züge. iſte gegen einander und gegen das Volk übernomften haben, ſteht fest. Ein 
gangenen Einladung Hr 17 75 vom 28. Mai Lee eee ˖ 5 mmen haben, ſteht feſt. 
Sie werden in Gemeinſcha t mit denjenigen ethterüngen, welche ſich ] an ſich nöthig, am wenig en kann ſeine ! haha e e ee 
J 
eiten Reichstaß in dem Umfange und nach den Wahlbeſtinmungen nen Grund abgeben, daß Zusſandebringen der Verfaſſung zu verzögern 
% berofen, welche der Vrrfoſſunge Enwur eormuſig bezeichnen e indem ſie, man mag inen gur Deutung. geben welche man Will, ihre Et⸗ 
%, Hie beitwerenen Staaten mußten fit) "lediglich vieſe oſßene Etta. uiepigung: in der kürzeſzen Zelt finden müfſeg Die göthigen Werarbeften 
rung halten, mit welcher ein Vorbehalt des Rückteitts vön der Au ee können aber, wenn dabei Eifer und guter Wille gezeigt Rt bis zu dem 
1057149 3 ſei udn ant inc 09 230 


der A 1 an, er a 5 . 5 
2 i en Anſchluß⸗Verhand! ungen iſt keinem der eitretenden Staa⸗ [ Je weniger demnach die Aus führune drs Königl. bannoberf Ne. 
7 , e . Mir Sufıhaane Der man oe te 
ſungs Entwurf für alle Theilnehmer des Bündniſſes feſtſtehe und nur un⸗ N f 
ter Zuſtimmung aller abgeändert werden könne, eröffnet, daß ein dieſer 
Vorausſetzung widerſprechender Vorbehalt exiſtire. Es ſind vielmehr, und 
zwar gerade von dem Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, ſehr aus 
drückliche Zuſicherungen in ganz entgegengeſetztem Sinne erkheilt“ So hat 
bei dell Verhandlungen über den Anſchluß von Sachſen⸗Köburg⸗Gotha, 
Sachſen⸗Meinkugen und Sachſen⸗Altenburz Inhalts des Protokolles des 
Verwaltungs⸗Rathes vom 18. Juli d. J. der Bevollmächtigte dieſer Staa ⸗ 
Zr . . le Asian 
Die Herzoglichen Regierungen ſeien vor, Allem deshalb geneigt, dem 
von den Königlichen Regierungen von Preußen, Sächſen und Häuno⸗ 
ar ver ſinſer dem 26. Mate. zu Berlin geſchloſſenen Vertrage beizutre⸗ 
tra} ten, weil ſie unter den einmal obwaltenden Umſtänden die von ihnen 
158 aufrichtig gewünſchte Herſtellung einer lebenskräftigen Geſammt⸗Ver⸗ 
1m. fafjungı Deutſchlands in conſtitutioneller Form nür auf dem in dieſem 
wan Vertrage angebahnten Wege noch für erreichbar halten. Sie glauben 
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bunden achten, ſo wie, daß dieſelben verbündeten Regierungen die Ab⸗ | ig 

und jede Anfechtung dieſez Perks mit ihm zurückweiſen werden z es er a 
ian 770 Bis Einlenuag u 15 ac f. ergehen ließen, und daher den übrigen 
, 5 e e eee 05 ‚NY var u IR mit ihm ſolidariſch verpfli N 
Die verbündeten Regierungen hätten es allerdings als le Pflicht zu „ Der Königlt 7 5 15 J t 
erachten, an dein gemeinſchaftlich von ihnen vorgelegten Verfaſſungs⸗ oe 56 a uhia«, Borliign 0 g 


%%% / ̃/ , . . / feinem, frügeren 
eint dahin zu wirken, daß derſelbe in möglichſt kürzeſter Friſt dem zu. ſondern er iſt auc on ee l ee 


legt werde. Ex ſei in der Lage, dieſen Vorſatz für die von ihm 
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vernommene Ausführung des Vorſitzenden 
oroll een laſſen könne, ohne wenig ⸗ 
erwiedern. In Beziehung auf die Vor⸗ 


eimitiß gema worden, da ſie in dem Nieman u porenthaltenen 
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820 eien be be fe er. Erwartung, daß die Beitritts⸗Erklärung “ 


erfolgen werde. n ne g bac . RN 
5 n Auf re 3 das Protokoll vom 27. Juli d. J. über lach a et gemacht worden, ſo wie endlich, daß die 
n ug des Her, 60 R e e rad eee HE SE Rand Ad 
dee Werſteade werſtherke male, e land ebe e ee ge nen dee e hate, unßaerst 
1887 2 Adden e t e 110 e eg e Naa ee b 1 1. 8 9 ft, betreffe, do. 
„Mai c, beigetreten, etwa loch zu beantragenden Modifikätig⸗ | . geantwortet werden; auf die 
lab ds Gr en dere Wg ig alben gen DE d eg Jie dee v geh 0 e dee e li ben 
ung 82 „jedoch mit ‚Dei e eee ſchwer hal en ren 
Brifügen, daß bei mangelnder Zußfimmung bet ubrigen Wiege zu Wie Baer N geſichert werben könne⸗ Da übrigens in Wie tung 
der beantragte ag, es auch für die betreffende Regierung bei des Vorſitzenden derjenigen Vorſchläge zu Aenderung des aa ent⸗ 
d ves vertrage mäßig irte f Mi w 
kebiglch dein Bewenden eee ee Verfaſſungs-Emziſurfs, tigten, vor einigen Tagen unter Couvert zugekommen ſeſen, ſo betrachte 
Die Vevolmächtigten der Königlich ſächſiſchen und der Königlich han⸗ 1 7 15 nunmehr als vorgelegt, und habe er nr doch die Frage an 
20 Regierungen „beſtärken dieſe Erklärung durch die den orſitzenden zu richten: ob dieſelben zugleich als b 
rung: Mn pon Joel. 5 ü 
daß der Aüſchaß des Vertrags vom 26, Mai e. und der Beitritt zu habe, allerdings nicht anerkannten Vorbehalte anzuſehen ſeien? 5 
. dieſem Vertrage jede der kontrahirenden und der beitretenden Regie Der Vorſfitzende erwievert, daß die ſeinerſeits mitgetheilten Vor⸗ 
a, 195 anverbrüchlichen Feſthalten an dem Juhalte des einmal. lagen in Betreff der feſtzuſtellenden Modifikationen des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
verkünde en Verfaſſungs⸗Entwurſg berpflichtet habe und verpflichtet wurfs allerdings umfaſſender Art ſeien. Di Mittheilung ſelbſt ſei indeß 
halte, und zwar ſo lange, als nicht durch gemeinſame Uebereinſtim⸗ un, nur zu vorlä 05 Einſicht und e Ar N 
mung aller dieſer Regierungen eine Abänderung des Entwurfs nacht,] förmliche Vorlage dieſeſ Modiftkatioßen wetde im Verwaltungs⸗N. e 


DAS 


lt.) genehmigt und zugegeben werde,“ Ir erfolgen. N ee * f 
N und ſehlieſſich fe der Barfike ES TUT A ee 4 Kan ögiglich 1 aunoserſche Bev ollmächtigle ſchließt ſich 
n rma 


die durch den Vertrag vom 26. Mal c. bereinigten Regierungen ſeien, e der Erklärung des Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten an. 
wie dies bereits früher ausgeſprochen und nachdrücklich beſtätigt fen Die ſpecielle Erwiederung genf, die Ane n ach Freuen 
un, zum Feſthalten an dem vorliegenden Verfaſſungs⸗Enkwurf, bis zu Negiekung bleibt ausdfücklich vorbehalten. Was die von dem Königlich 
einer Modifikation mittelſt Ueberkiuſtimmung aller vereinigten Regie“ ſächſiſchen Bevollmächtizten in Bezug genommene Erwähnung der Vorbe⸗ 
%%% ᷣ .. , f, ̃ Mai e. bestifft, ID diedt ber 
über Modiſicatſonen des Verfaſſungs-Entwurfs unter ſich einverſtäß⸗ 7 Königl. hannoverſche Bevolktkächtigte hierüber faktiſch ae 


die in dem Gedächtuiß des Protokollführers ihre Beſtätigung finden 


werden. Ara En . * 
Der Protokollführer erklärt hierauf, daß bei Unterzeichnung des 


ſogenannten Schluß⸗Protokolls vom 26. Mai c., d. h. bei Unterzeichnung 


derjenigen Urkunde, worin auf Grund der darin sub Litteris a, b. c, und 
d. angeführten und gegenfeitig acceptirten Vorlagen der Vertrag zwiſchen 
den Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover proto⸗ 
kollariſch feſtgeſtellt und geſchloſſen wurde, Vorbehalte keiner Art und von 
keiner Seite vorlagen. m ) h % anden 
Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte ſchließt ſich 
der Ausführung des Königlich preußiſchen Bevollmächtigten gegen die des 
Königlich hannoverſchen durchaus an, jedoch mit dem Zuſaß, daß die 
ſchlagendſte Widerlegung der letzteren Ausführung allerdings in den Er- 
eigniſſen des Jahres 1848 und in der Belehrung liege, die dieſe Ereigniſſe 
bei Beurtheilung und Würdigung politiſcher Fragen darbieten. b 
Der Großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſche Bevollmäch⸗ 
tigte giebt nach längerer Auseinanderſetzung die ſchließliche Erklärung in 
ſchriftlicher Faſſung zu Protokoll: e tee Di 
„Jedenfalls iſt gerade im jetzigen Augenblicke kein Grund zu einer Be⸗ 
eilung des Reichs oder Vereinswahltages, welche weſentlich präjudiziren 
würde. Daß es an und für ſich zweckmäßig wäre, den wichtigſten Schritt 
in dem Verfaſſungswerke, noch bevor man über die Grundlagen deſſelben 
vollſtändig einig iſt, zu thun, dies findet ſich unter den Gründen für die 


Beeilung nicht angegeben, es wird vielmehr nur auf die verſtärkte Ver⸗ 


pflichtung, welche die Regierungen ſelbſt ſich dadurch auflegen, und auf die 
Den von Beſorgniſſen in der deutſchen Nation hingewieſen. Allein, 
wo die Regierungen ihre Verpflichtungen im wahren Intereſſe der deut- 
ſchen Nation anerkennen, da bedarf es einer Verſtärkung derſelben nicht, 
und die deutſche Nation, der alle Verhandlungen öffentlich vorliegen, wird 
das Beſtreben der Regierungen bei der Erfüllung dieſer Verpflichtungen 


anerkennen und unterſtützen. ' FEIERT TEE a | 
Der Großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſche Bevollmächtigte giebt dem ⸗ 
nach wiederholt im Einverſtändniſſe mit den Anſichten ſeiner Regierung 


„feine. Stimme dahin ab, daß der Zeitpunkt zur Anſetzung des Wahltages 


noch nicht gekommen, dagegen Alles möglichſt zu fördern iſt, was ein voll⸗ 
ſtändiges Einverſtändniß der deutſchen Regierungen über das deutſche Ver⸗ 
faſſungswerk herbeizuführen geeignet iſt.“ (Schluß folgt.) 
Berlin, 24. Oktober. Das Pro memoria der preußiſchen Regierung über 
die däniſche Angelegenheit enthält aus der Feder des Herrn v. Schleinitz eine 


ſehr klare Beberſicht des Ganges der Exeigniſſe vom Abſchluſſe des Waffenſtillſtan⸗ 
des von Malmö im Auguſt v. J. bis zum zweiten Waffenſtillſtande unter dem 


10. Juli d. J. Sämmtliche darauf bezügliche Aktenſtücke, der Zahl nach 29, find 


mit derſelben Vollſtändigkeit veröffentlicht, wie wir dies bereits in der deutſchen 
Etwas weſentlich Neues oder Anderes, als 


Frage ehrend anerkennen mußten. h N ) deres 
früher durch die Zeitungen, ſpäter in Kammer⸗Mittheilungen veröffentlicht iſt, fin⸗ 
den wir jedoch nicht herauszuheben. Der Hauptgeſichtspünkt ift der, daß, nachdem 


alle anderen Vergleichs ⸗Vorſchläge erſchöpft waren, nichts übrig blieb, als die 
uralte ſtgatsrechtliche Verbindung der beiden Herzogthümer zum Opfer zu bringen, 
weil nur fo die Möglichkeit einer Friedensbaſis ſich finden, nur fo die Gefahr ei⸗ 


nes allgemeinen europäiſchen Krieges ſich abwenden ließ. Erklärt man ſich damit 
einverſtanden, daß hierin die eigentliche Bedeutung der ſchleswigſchen Frage ent⸗ 
halten war, und daß dieſelbe ſomit weder vom Standpunkte innerer Rechte allein 
noch von dem lokalen Geſichtspunkte eines Krieges zwiſchen zwei benachbarten 
Staaten beurtheilt werden durfte, ſo wird man nicht umhin können, dem ganzen 
weiteren Verhalten der preußiſchen Regierung ſeine aufrichtige Zuſtimmung zu 
ſchenken. Dies iſt denn auch von den übrigen deutſchen Staaten geſchehen. Die 


anderen Europäer, in Folge der Thätigkeit ihrer reſpektiven Konſulate, ent⸗ 


Der das Haus geſchloſſen, deſſen Thore mit dem Konſulats⸗Petſchaft 
verſiegelt und der unglückliche Beſitzer in das Konſulats⸗Gefängniß döge⸗ 
führt. Kaum waren die Griechen von dieſen Schritten ihres Konſuls ann. 


„ſenen Konvention durch förmliche Acceſſions⸗Urkunden beigetreten; ebenſo der Kz⸗ 


nig der Niederlande für Luxemburg und Limburg; die Regierungen von Meckler 
burg, Braunſchweig, Weimar, Sachſen⸗ Altenburg „Reuß und die freien SUR 
Lübeck, Hamburg und Bremen haben ihren Beitritt durch ausdrückliche Noten er. 


klärt; die übrigen Staaten, welche Kontingente für die Kriegsführung lieferten 


Zustimmung angenommen werden, und es erleidet keinen Zweifel, daß dieſelbe 
dem Miniſterium auch von den Kammern werden wird. (A. 3.-C.) 


— Die ungariſchen Flüchtlinge ſcheinen ihre Auswanderung nach Ameritn 


nicht ganz mittellos angetreten zu haben. Klapka hat hier in Berlin die Summe 
von 200,000 Thlr. Gold in Wechſel auf England umgeſetzt. . a 


(& €) 
| Zürlei, We x 3 um 


Konſtantinopel, 10. Oktober. In der Nacht vom 5ten bis geh 


d. M. erhielt der öſterreichiſche Internuntius, Graf gere e Depeſche 


aus Wien, des Inhalts, daß die öſterreichiſche Regierung ſeine bisherigen 
Schritte in Betreff der ungariſchen Flüchtlinge vollkommen genehmige und 
ihn beauftrage, ſo lange in Konſtantinopel zu verweilen, bis die Höfe vg 
Wien und St. Petersburg ſich wegen der weiteren Schritte in vieſer Ay, 


haben ihre Truppen zurückgezogen. Demnach kann eine deutſche und europäiſche | 


gelegenheit vereinbart hätten. 


Smyrna, 18. September. Eine bedeutende Aufregung hatte geſten 


in Smyrna um ſich gegriffen, die glücklicherweiſe ohne Blutvergießen gh. 


lief, Schon ſeit mehreren Jahren ſuchen die türkiſchen Behörden die hin 


etablirten Europäer mit Auflagen aller Art zu beläſtigen, gegen welche un. 


rechtmäßige Verfahrungsweiſe jedoch alle beſtehenden Konſulate mit Erfolg 
Proteſt eingelegt haben; nur der griechiſche Konſul machte eine Ausnahme, 
jo. daß die griechiſchen in Smyrna perweilenden Unterthanen Abgaben ent. 
richten mußten, ohne daß ihre gerechten Einwendungen und Klagen je be⸗ 
rückſichtigt worden wären. Um ſolchen Uebelſtänden ein Ende zu machen, 
richteten fie, ein Bittſchreiben an den König Otto, in welchem ſie die in. 
gerechtigkeit auseinaderſetzen, Steuern bezahlen zu müſſen, von denen alle 


hoben wären, und erſuchten gleichzeitig, daß auch ihnen gleiche Rechts. 
wohlthat zu Theil würde. Als der griechiſche Konſul Nachricht befam, 
daß man Unterſchriften zu dieſer Petition in einem Kaffeehauſe Iſammle, | 
ſo entſendete er feinen von der Koſularwache begleiteten Kanzler in diefg | 
Haus, welches er unter dem Vorwande, daß der Hausherr ein Falſchmün⸗ 
er ſei, durchſuchen ließ; die Bittſchrift wurde gefunden, mit Beſchlag he⸗ 


terrichtet, als ſich mehr als zweitauſend von ihnen vor die Wohnung dez 
ſelben begaben, um die Freilaſſung des Gefangenen zu fordern. Da ſie 
dieſe auf gütlichem Wege nicht erlangen konnten, ſo wollten ſie zu Thät⸗ 
lichkeiten ſchreiten, woran ſie jedoch durch einen Bajonet⸗Angriff des im 


Sturmſchritt herbeieilenden Militairs verhindert wurden. Wegen der fort⸗ 


während drohenden Haltung der Griechen blieb die türkiſche Garniſon den 
Tag über konſignirt; es kam jedoch zu keinen weiteren Unruhen. Wenn 
mag bedenkt, daß dieſer Streit leicht einen religiöſen Charakter annehmen 
und zu einer Schilderhebung von funfzigtauſend griechiſchen Rajas führen 
konnte, ſo wird es begreiflich, daß die Bewohner von Smyrna genügende 
Gründe zu ernſter Beſorgniß hatten. Das Konſular⸗Korps hat da⸗ 
her geftern mehrere Berathüngen abgehalten; man hofft, daß die Reſul⸗ 


Regierungen von Sachſen, Hannover und Baden find der von Preußen abgeſchloſ⸗ 


Officielle Bekanntmachungen. 


; Publicandum. 

Wegen Durchführung der Gasröhren durch den Zug 
der langen Brücke kann die Waſſer⸗Paſſage durch den⸗ 
ſelben von Montag früh den 29ſten d. Mts. ab bis 

ur Beendigung der Arbeit nicht ſtatt finden; dieſe wird 
n 2 bis 3 Tagen vollendet fein. 
Stettin, den 25ſten Oktober 1849. 
Königliche Polizei⸗Direktion. 
E Heſſenland. 


Verkäufe beweglicher Sachen. 


Elbinger Talglichte, à 52 Sgr., 
in Centnern und Steinen billiger, empfiehlt 
| Carl Betſch, gr. Wollweberſtr. No. 565. 
Wermiet hungen. 


In meinem Hauſe, große Laſtadie No. 83 b., find 
mehrere Läden zu vermiethen. Guſtav Wellmann. 


Dienſt, und Beſchäftigungs⸗Geſuche. 
Für thätige Geſchäftsleute 


bietet ſich durch den Commiſſions⸗Verkauf eines überall 
gangbaren Artikels günſtige Gelegenheit zu einem be⸗ 
deutenden Verdienſte. Näheres unter B. & In. poste 


resiante in Mainz (franco). ö 


Anzeigen bermiſchten Inbalts. 


MN Wichtige Anzeige EM 
Taub⸗ und Harthörige. 


Auf das Gehör-Del des Doctor JOHN ROBINSON 
in London, wovon der Unterzeichnete für ganz Deutſch⸗ 
land den alleinigen Debit hat, mache ich alle Gehör⸗ 
kranke aufmerkſam. f . 

Dieſes Oel heilt binnen kurzer Zeit die Taubheit, 
falls dieſelbe nicht angeboren. Es bekämpft alle mit 
der Harthörigkeit verbundenen Uebel, als der Dhren- 
ſchmerzen und das Saufen und Brauſen in den Ohren, 


und erlangen ſelbſt ältere Perſonen das feinſte Gehör 


wieder, falls keine reine Unmöglichkeiten obwalten. 


werden. 


Alle Geneſungs⸗Atteſte mitzutheilen, tft zu koſtſpielig, 
weshalb ich deren unten nur zwei miithe'le. 

Schriftliche Aufträge, die ich mir franco erbitte, wer⸗ 
den prompt ausgeführt. 

Soeſt, im Reg⸗Bezirk Arnsberg, im Oktober 1849. 


H. Brakelmann, 


alleiniger Depoſitar. 
Attest, 

Ich litt an Harthörigkeit, reſp. Taubheit, alle ärzte 
liche Hülfe war bei mir verloren. Jetzt wandte ich 
noch zuletzt das Robinſon'ſche Gehör⸗Oel an, wovon 
Herr H. Brakelmann in Soeſt Verkauf und Nieder⸗ 


lage hat, und mit Freuden bekenne ich es, binnen ganz 


— ͥ ! —- — — 


kurzer Zeit nach dem Gebrauch war mein Gehör wie⸗ 
der hergeſtellt. Gern atteſtire ich dieſes im Intereſſe 
der Menſchheit. Fröndenberg bei Unna. 
gez. Thriſt. Kröver, Schmiedemeiſter. 
} Attest. \ 
Das Robinſon'ſche Gehör⸗Oel, wovon Herr H. Bra⸗ 


kelmann in Soeſt Verkauf und Niederlage hat, habe 


ich gegen meine Taubheit angewandt, und binnen kur⸗ 
zer Zeit nach dem Gebrauch war ich von meinem Uebel 


befreit. Gern atteſtire ich dieſes der Wahrheit gemäß. 


Oeſtinghauſen bei Soeſt. 
gez. Marcus Roſenberg, Kaufmann. 


Lotterie 
Zur bevorfiehenden Ziehung der Atem und letzten 


Klaſſe 100 ſter Lotterie find noch einige Kauflooſe zu. 


haben bei 
J. C. Rolin, Königl. Lotterie⸗Einnehmer. 


Am 21. Sonntage nach Trinitatis, den 28. Oktober, 
werden in den hieſigen Kirchen predigen: 
In der Schloß⸗Kirche: 
Herr Prediger Palmie, um 8%, U. 
„ Paſtor Wilm aus Janikow, um 10½ U. 
„Conrektor Knüppel, um 2 U. 
In der Jakobi⸗Kirche 
Herr Paſtor Schünemann, um 9 U. 
Herr Prediger Fiſcher, um 1, U. 
Die Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 Uhr Hält 
Herr Panne Schünemann. 


tate derſelben zur dauernden Wiederherſtellung der Ruhe beitragen 


In der Peters- und Pauls⸗Kirche; 
Herr Prediger Hoffmann, um 9g u. 1 
„Prediger Moll, um 2 u. 
Die Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 
115 Herr Prediger Hoffmann. 
In der Johannis⸗Kirche! 
Herr Militair⸗Oberprediger v. Sydow, um 9). 
„Paſtor Teſchendorff, um 10% u. | 
„Prediger Budy, um 2½ l. 
Die Beicht⸗Andacht am Sonnabend um 1 Uhr hält 
1 Herr Prediger Budy. 2172 
In der Gertrud⸗Kirche: { 
Einführung des Herrn Prediger Collier durch ben 
Herrn Biſchof Dr. Ritſchl, und Antrittspredigt des 
Erſteren, um 9 Uhr. 4905128 
Nachmittag 2 Uhr: Vorlefen. - 


Uhr bal 


Freie evangeliſche Gemeinde. 
Sonntag, den 28. d., Vormittags 10 Uhr, predigt 
im Saale des Baierſchen Hofes, Houiſenſtr. No. 745 
Herr Pfarrer Gentzel. 


Freie chriſtliche Gemeinde. 
In der Aula des Gymnafiums predigt am Sonn⸗ 
tage, den 28. Oktober, Morgens 9 Uhr; 190 
Herr Prediger Wagner. 


Evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde. N 
In der Aula des Gymnaſiums predigt am 21. Sonn⸗ 
tage nach Trinitatis: x 
Vormittags 1014 Uhr Vorleſen. 
Nachmittags 3 Uhr daſſelbe. 
Heute Freitag, in der Zeichnenklaſſe des Gymna⸗ 
ſiums um 8 Uhr, Katechismuspredigt? 
Herr Paſtor Odebrecht. 
Am Sonntage Predigt in der Baptiſten⸗Gemeinde 
(Roßmarkt No. 718 b.] Vormittags um 9 Uhr und 
Nachmittags 5 Uhr: j 
Herr Prediger Gülzow. 


In der hieſigen Synagoge predigt am Sonnabend 
den 27. Oktbr., Morgens 10 Uhr: 5 f 5 


Herr Rabbiner Dr. Meiſ el. 


